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Gesellschaftsvertrag  
NEW Kommunalholding GmbH 

nach Einführung der Erleichterungsregelungen für 
die Abhaltung von Gesellschafterversammlungen 
und Aufsichtsratssitzungen und vor Beitritt SEG 

GmbH 

Gesellschaftsvertrag  
NEW Kommunalholding GmbH 

nach Einführung des mitbestimmten Aufsichtsrats 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

§ 6 
Geschäftsführung und Vertretung 

1) Die Gesellschaft hat eine Geschäftsführerin/ei-
nen Geschäftsführer oder mehrere Geschäfts-
führer/-innen, der/die durch die Gesellschafter-
versammlung bestellt und abberufen wird/wer-
den. 

1) Die Gesellschaft soll mindestens zwei Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführer haben, die 
vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen wer-
den. 

2) Die Geschäftsführung leitet die Gesellschaft in 
eigener Verantwortung, in Übereinstimmung 
mit den Gesetzen, mit diesem Gesellschafts-
vertrag sowie den Beschlüssen der Gesell-
schafterversammlung und des Aufsichtsrates. 

2) Die Geschäftsführung leitet die Gesellschaft in 
eigener Verantwortung, in Übereinstimmung 
mit den Gesetzen, mit diesem Gesellschafts-
vertrag, einer Geschäftsordnung nach Maß-
gabe des nachstehenden Abs. 3 sowie den Be-
schlüssen der Gesellschafterversammlung und 
des Aufsichtsrates. 

3) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsfüh-
rer/-innen gemeinschaftlich oder einen Ge-
schäftsführer/ eine Geschäftsführerin in Ge-
meinschaft mit einem Prokuristen/ einer Proku-
ristin vertreten; ist nur eine Geschäftsführerin/ 
ein Geschäftsführer bestellt, kann diese/dieser 
die Gesellschaft alleine vertreten. 

3) Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsfüh-
rerinnen/Geschäftsführer gemeinschaftlich 
oder durch eine Geschäftsführerin/einen Ge-
schäftsführer in Gemeinschaft mit einer Proku-
ristin/einem Prokuristen vertreten; ist nur eine 
Geschäftsführerin/ein Geschäftsführer bestellt, 
kann diese/dieser die Gesellschaft alleine ver-
treten. Der Aufsichtsrat kann Geschäftsführe-
rinnen/Geschäftsführern mit Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung Einzelvertretungs-
macht erteilen. 

§ 7 
Bildung, Zusammensetzung und  
Amtsdauer des Aufsichtsrates 

§ 7 
Bildung, Zusammensetzung und  
Amtsdauer des Aufsichtsrates 

 1) Auf Ebene der Gesellschaft ist ein Aufsichtsrat 
nach den Vorschriften des Mitbestimmungsge-
setzes (MitbestG), insbesondere nach § 7 
Abs. 1 S. 1 Nr. 3, S. 2 MitbestG, sowie den 
nachfolgenden Bestimmungen dieses § 7 zu 
bilden. […] 

1) Der Aufsichtsrat besteht aus 15 Mitgliedern, da-
von werden 10 Mitglieder von den Gesellschaf-
tern entsandt, und zwar 6 Mitglieder von der 
Stadt Mönchengladbach, 2 Mitglieder von der 
Stadt Viersen und 2 Mitglieder von der KWH. 5 
Mitglieder (Arbeitnehmervertreter/-innen) wer-
den nach § 108 a GO NRW bestimmt. Davon 
abweichend erfolgt die Bestimmung der 5 Ar-
beitnehmervertreter/-innen für die laufende 

1) […] Der Aufsichtsrat besteht aus zwanzig Mit-
gliedern. Davon werden 10 Mitglieder von den 
Gesellschaftern entsandt, und zwar 6 Mitglie-
der von der Stadt Mönchengladbach, 2 Mitglie-
der von der Stadt Viersen und 2 Mitglieder von 
der Kreiswerke Heinsberg GmbH (KWH). Die 
Entsendung erfolgt durch schriftliche Mitteilung 
gegenüber der Gesellschaft. Zehn Mitglieder 
des Aufsichtsrats werden als Arbeitnehmerver-
treterinnen/Arbeitnehmervertreter von den Ar-
beitnehmerinnen/Arbeitnehmern nach den 
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Wahlperiode durch die Gesellschafterver-
sammlung, die dabei an die Vorschläge des 
Konzernbetriebsrats gebunden ist. […] 

Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes 
gewählt. […] 

1) […] Für jedes Aufsichtsratsmitglied wird ein 
persönlicher Stellvertreter benannt, der im Falle 
der Verhinderung das ordentliche Aufsichts-
ratsmitglied vertritt. Die Hauptverwaltungsbe-
amtin/ der Hauptverwaltungsbeamte bzw. der 
von ihr/ihm vorgeschlagene Bedienstete regelt 
im Einzelfall ihre/seine persönliche Stellvertre-
tung selbst. 

1) […] Stellvertreter von Aufsichtsratsmitgliedern 
können nicht bestellt werden. Für jedes Auf-
sichtsratsmitglied kann jedoch ein Ersatzmit-
glied bestellt werden, das Mitglied des Auf-
sichtsrats wird, wenn das jeweilige ordentliche 
Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amts-
zeit aus dem Aufsichtsrat ausscheidet. Das 
Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten 
Ersatzmitglieds erlischt, sobald eine Nachfol-
gerin/ein Nachfolger für das ausgeschiedene 
Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spätestens mit 
Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-
glieds. 

2) Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt, wenn 
sämtliche Aufsichtsratsmitglieder entsandt 
bzw. gewählt sind. Sie endet mit Ablauf der 
nächsten, auf das Ende der Wahlperiode für die 
Vertretungen der Räte bzw. der Kreistage in 
Nordrhein-Westfalen folgenden Gesellschafter-
versammlung. Der alte Aufsichtsrat führt die 
Geschäfte bis zur Bildung des neuen Aufsichts-
rates fort. […] 

2) Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt, wenn 
sämtliche Aufsichtsratsmitglieder entsandt 
bzw. gewählt sind. Sie endet mit Ablauf der 
nächsten, auf das Ende der Wahlperiode für die 
Vertretungen der Räte bzw. der Kreistage in 
Nordrhein-Westfalen folgenden Gesellschafter-
versammlung, spätestens aber mit Beendigung 
der ordentlichen Gesellschafterversammlung, 
die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach dem Beginn der jeweiligen 
Amtszeit beschließt. Der alte Aufsichtsrat führt 
die Geschäfte bis zur Bildung des neuen Auf-
sichtsrats fort. 

3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein 
Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden und der Gesell-
schaft niederlegen. […] 

3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates kann sein 
Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der/dem Aufsichtsratsvorsitzenden und der Ge-
sellschaft unter Einhaltung einer Frist von vier 
Wochen niederlegen. Das Recht zur Niederle-
gung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein 
von den Gesellschaftern entsandtes Aufsichts-
ratsmitglied hat sein Amt auf Beschluss des je-
weils entsendungsberechtigten Gesellschaf-
ters niederzulegen. 

2) […] Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied während 
der Amtszeit aus, so erfolgt eine neue Bestel-
lung durch den Entsendungsberechtigten nur 
für den Rest der Amtszeit. Die erneute Bestel-
lung zum Aufsichtsratsmitglied nach Ablauf der 
Amtszeit ist möglich. […] 

3) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied aus, entsen-
det der Gesellschafter, der das ausgeschie-
dene Aufsichtsratsmitglied ursprünglich ent-
sandt hat, unverzüglich für die Restdauer der 
Amtszeit eines ausgeschiedenen Aufsichts-
ratsmitglieds ein Nachfolgemitglied. Bezüglich 
der Arbeitnehmervertreter wird ein Nachfolge-
mitglied nach Abs. 1 gewählt. 

4) Scheidet ein von einem Gesellschafter ent-
sandtes Aufsichtsratsmitglied während der 
Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus, ohne dass 
ein Ersatzmitglied nachrückt, entsendet der 
Gesellschafter, der das ausgeschiedene Auf-
sichtsratsmitglied ursprünglich entsandt hat, 
unverzüglich für die Restdauer der Amtszeit ei-
nes ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds 
ein Nachfolgemitglied. Die erneute Bestellung 
zum Aufsichtsratsmitglied nach Ablauf der 
Amtszeit ist möglich. Bezüglich der Arbeitneh-
mervertreterinnen/Arbeitnehmervertreter wird 
ein Nachfolgemitglied nach vorstehendem 
Abs. 1 nach den Bestimmungen des Mitbestim-
mungsgesetzes gewählt. 
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§ 8 
Vorsitz, Einberufung und  

Beschlussfassung des Aufsichtsrates 

§ 8 
Vorsitzende/Vorsitzender und  

Stellvertreterin/Stellvertreter des Aufsichtsrates 

1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine 
Vorsitzende/einen Vorsitzenden sowie einen 
erste/ersten, zweite/zweiten und dritte/dritten 
Stellvertreterin/Stellvertreter für die in § 7 fest-
gelegte Amtsdauer mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, die die Vorsit-
zende/den Vorsitzenden bei dessen Verhinde-
rung in dieser Reihenfolge vertreten. Die /Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates wird aus den 
Reihen der Aufsichtsratsmitglieder der Stadt 
Mönchengladbach, die/der erste Stellvertrete-
rin/Stellvertreter aus den Reihen der Aufsichts-
ratsmitglieder der Stadt Viersen, die/der zweite 
Stellvertreterin/Stellvertreter aus den Reihen 
der Aufsichtsratsmitglieder der KWH und 
die/der dritte Stellvertreterin/Stellvertreter aus 
den Reihen der Arbeitnehmervertreterinnen/Ar-
beitnehmervertreter gewählt. Die/Der Stellver-
treterin/Stellvertreter tritt bei Verhinderung 
der/des Vorsitzenden an deren/dessen Posi-
tion und in deren/dessen Kompetenz. […] 

1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte nach 
§ 27 MitbestG eine Vorsitzende/einen Vorsit-
zenden sowie eine Stellvertreterin/einen Stell-
vertreter für die in vorstehendem § 7 festge-
legte Amtsdauer mit einer Mehrheit von 2/3 der 
insgesamt vorhandenen Stimmen, die/der die 
Vorsitzende/den Vorsitzenden bei deren/des-
sen Verhinderung vertreten. Wird bei der Wahl 
der/des Aufsichtsratsvorsitzenden oder ih-
rer/seiner Stellvertreterin/ihres/seines Stellver-
treters eine Mehrheit von 2/3 der insgesamt 
vorhandenen Stimmen nicht erreicht, so findet 
für die Wahl der/des Aufsichtsratsvorsitzenden 
und ihrer/seiner Stellvertreterin/ihres/seines 
Stellvertreters ein zweiter Wahlgang statt. In 
diesem Wahlgang wählen die von den Gesell-
schaftern entsandten Aufsichtsratsmitglieder 
die Aufsichtsratsvorsitzende/den Aufsichtsrats-
vorsitzenden und die Aufsichtsratsmitglieder 
der Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer die Stell-
vertreterin/den Stellvertreter, jeweils mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Auf-
sichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Auf-
sichtsratsmitglieder zu Stellvertretern wählen. 
Die jeweilige Stellvertreterin/der jeweilige Stell-
vertreter tritt bei Verhinderung der/des Vorsit-
zenden, ggf. in der entsprechend vorgegebe-
nen Reihenfolge, an deren/dessen Position 
und in deren/dessen Kompetenz; dies gilt je-
doch nicht für das Zweitstimmrecht der/des 
Vorsitzenden nach § 8 Abs. 6. […] 

 1) […] Anschließend bildet der Aufsichtsrat zur 
Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 MitbestG ge-
nannten Aufgaben einen ständigen Ausschuss 
(Vermittlungsausschuss), dem die Vermittlung 
bei einer gescheiterten Bestellung der Mitglie-
der der Geschäftsführung obliegt und dem 
die/der Vorsitzende, ihre/seine Stellvertrete-
rin/ihr/sein Stellvertreter sowie je ein von den 
Mitgliedern der Arbeitnehmerinnen/Arbeitneh-
mer und der Gesellschafter mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gewähltes Mitglied 
des Aufsichtsrates angehören. […] 

1) […] Scheidet die/der Vorsitzende oder eine/ein 
Stellvertreterin/Stellvertreter aus dem Auf-
sichtsrat aus oder tritt sie/er von ihrem/seinem 
Amt zurück, hat der Aufsichtsrat unverzüglich 
eine neue Wahl zur Besetzung der freigewor-
denen Position vorzunehmen. […] 

1) […] Scheidet die/der Vorsitzende oder 
ihre/seine Stellvertreterin/ihr/sein Stellvertreter 
vor dem Ablauf der Amtszeit aus dem Auf-
sichtsrat aus oder tritt sie/er von ihrem/seinem 
Amt zurück, hat der Aufsichtsrat unverzüglich 
eine neue Wahl zur Besetzung der freigewor-
denen Position für die restliche Amtszeit 
der/des Ausgeschiedenen vorzunehmen. […] 
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2) […]  Die Aufsichtsratssitzung kann auch im 
Wege einer Bild- und Tonübertragung (Video-
konferenz) abgehalten werden. […] 

2) […] Die Aufsichtsratssitzung kann auch im 
Wege einer Bild- und Tonübertragung (Video-
konferenz) oder als Kombination einer Prä-
senzsitzung und einer Videokonferenz abge-
halten werden. 

3) Der Aufsichtsrat ist mit einer Frist von zwei Wo-
chen - in dringenden Fällen von drei Tagen – 
schriftlich unter Angabe von Ort, Tag und Uhr-
zeit, der Tagesordnung sowie etwa vorliegen-
den Beschlussanträgen einzuberufen. 

3) Der Aufsichtsrat ist mit einer Frist von zwei Wo-
chen - in dringenden Fällen von drei Tagen - in 
Textform unter Angabe von Ort, Tag und Uhr-
zeit, der Tagesordnung sowie von etwa vorlie-
genden Beschlussanträgen einzuberufen. Bei 
der Berechnung der Frist werden der Tag der 
Absendung der Einberufung und der Tag der 
Sitzung mitgerechnet. […] 

 3) […] Die/der Vorsitzende kann eine von ihr/ihm 
einberufene Sitzung nach pflichtgemäßem Er-
messen aufheben oder verlegen. 

 4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der 
Regel in Sitzungen gefasst. Die/der Vorsit-
zende bestimmt die Reihenfolge der Verhand-
lungsgegenstände und die Art der Abstim-
mung. […] 

4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämt-
liche Mitglieder, aus denen er insgesamt zu be-
stehen hat, zur Sitzung ordnungsgemäß einge-
laden sind und mehr als die Hälfte der Mitglie-
der, darunter die/der Vorsitzende oder eine ih-
rer/seiner Stellvertreterinnen/einer ihrer/seiner 
Stellvertreter, anwesend oder vertreten ist. […] 

4) […] Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder, aus denen er insgesamt 
zu bestehen hat, zur Sitzung ordnungsgemäß 
eingeladen sind und mehr als die Hälfte der Mit-
glieder anwesend ist oder anderweitig an der 
Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied 
nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, 
wenn es sich der Stimme enthält. […] 

4) […] Mitglieder, die telefonisch oder per Video-
konferenz zugeschaltet sind, gelten als anwe-
send.  

5) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können 
dadurch an der Beschlussfassung des Auf-
sichtsrates teilnehmen, dass sie schriftliche 
Stimmabgaben, elektronisch oder mittels Tele-
fax übermittelte Stimmabgaben durch andere 
Aufsichtsratsmitglieder überreichen lassen 
oder diese vor der Sitzung der/dem Aufsichts-
ratsvorsitzenden zukommen lassen. Soweit ein 
abwesendes Mitglied auf diesem Wege an der 
Beschlussfassung teilnimmt, gilt es als anwe-
send. 

5) […] Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kön-
nen dadurch an der Beschlussfassung des Auf-
sichtsrates teilnehmen, dass sie an Sitzungen 
des Aufsichtsrats telefonisch oder per Video-
konferenz teilnehmen oder schriftliche Stimm-
abgaben in Form von Stimmbotschaften in 
Textform oder elektronisch übermitteln oder 
durch andere Aufsichtsratsmitglieder überrei-
chen lassen oder diese vor der Sitzung 
der/dem Aufsichtsratsvorsitzenden zukommen 
lassen. Soweit ein abwesendes Mitglied auf ei-
nem der vorgenannten Wege an der Be-
schlussfassung teilnimmt, gilt es für die Zwecke 
der Feststellung der Beschlussfähigkeit als an-
wesend. 

6) […] Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, 
soweit sich aus dem Gesetz oder diesem Ge-
sellschaftsvertrag nicht etwas anderes ergibt.  

6) Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, 
soweit sich aus dem Gesetz oder diesem Ge-
sellschaftsvertrag nicht etwas anderes ergibt. 
Stimmenthaltungen werden dabei nicht mitge-
zählt. Ergibt eine Abstimmung Stimmengleich-
heit, so hat jedes Mitglied des Aufsichtsrates 
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das Recht, eine erneute Abstimmung über den-
selben Gegenstand zu verlangen. Ergibt auch 
sie Stimmengleichheit, hat die/der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats zwei Stimmen. Der Stellver-
treterin/dem Stellvertreter steht die Zweit-
stimme der/des Aufsichtsratsvorsitzenden nicht 
zu. 

6) Eine Beschlussfassung kann auf Anordnung 
der/des Vorsitzenden auch in einer Telefon- 
oder Videokonferenz durch mündliche, telefoni-
sche, schriftliche oder in Textform übermittelte 
Stimmabgaben oder in einer Kombination die-
ser Wege erfolgen. Ein Recht zum Widerspruch 
gegen diese Art der Beschlussfassung besteht 
nicht. […] 

8) Beschlussfassungen außerhalb von Aufsichts-
ratssitzungen durch in Textform oder elektro-
nisch übermittelte Stimmabgaben sind zuläs-
sig, wenn der Vorsitzende dies anordnet. […] 

8) Eine Beschlussfassung kann außerhalb von 
Aufsichtsratssitzungen auf Anordnung der/des 
Vorsitzenden auch in einer Telefon- oder Vide-
okonferenz durch mündliche, telefonische, 
schriftliche oder in Textform oder elektronisch 
übermittelte Stimmabgaben oder in einer Kom-
bination dieser Wege erfolgen. Ein Recht zum 
Widerspruch gegen diese Art der Beschluss-
fassung besteht nicht. 

9) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates wird 
eine Niederschrift angefertigt, in welche insbe-
sondere alle Beschlussfassungen in ihrem 
Wortlaut aufzunehmen sind. Die Niederschrif-
ten sind von der/vom jeweiligen Vorsitzenden 
einer Sitzung zu genehmigen. Über jeden au-
ßerhalb von Aufsichtsratssitzungen gefassten 
Beschluss ist, zu Beweiszwecken und nicht als 
Wirksamkeitsvoraussetzung, unverzüglich eine 
Niederschrift anzufertigen, die den Tag und die 
Form der Beschlussfassung, den Inhalt des Be-
schlusses sowie die Stimmabgaben anzuge-
ben hat und von der/vom Aufsichtsratsvorsit-
zenden zu genehmigen und den Aufsichtsrats-
mitgliedern zur Kenntnis zu geben ist. 

9) Über die Sitzungen des Aufsichtsrates wird zu 
Beweiszwecken, nicht als Wirksamkeitsvoraus-
setzung, eine Niederschrift angefertigt, in wel-
che insbesondere alle Beschlussfassungen in 
ihrem Wortlaut aufzunehmen sind. Die Nieder-
schriften sind von der/dem jeweiligen Vorsit-
zenden einer Sitzung zu genehmigen. Über je-
den außerhalb von Aufsichtsratssitzungen ge-
fassten Beschluss ist, zu Beweiszwecken und 
nicht als Wirksamkeitsvoraussetzung, unver-
züglich eine Niederschrift anzufertigen, die den 
Tag und die Form der Beschlussfassung, den 
Inhalt des Beschlusses sowie die Stimmabga-
ben und das Ergebnis der Abstimmung anzu-
geben hat und von der/dem Aufsichtsratsvorsit-
zenden zu genehmigen und den Aufsichtsrats-
mitgliedern zu Kenntnis zu geben ist. 

10) Der Aufsichtsrat gibt sich durch Beschluss ge-
mäß Abs. 6 eine Geschäftsordnung. 

10) Der Aufsichtsrat kann sich durch Beschluss ge-
mäß Abs. 4 eine Geschäftsordnung geben. 

§ 9 
Aufgaben des Aufsichtsrates 

§ 9 
Aufgaben des Aufsichtsrates 

1) Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsfüh-
rung und vertritt die Gesellschaft gegenüber 
den Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern 
gerichtlich und außergerichtlich. […] 

7) Der Aufsichtsrat beschließt über folgende 
Rechtsgeschäfte und Maßnahmen: 

a) Abschluss, Änderung, Aufhebung und 
Kündigung der Anstellungsverträge der 
Geschäftsführer, 

1) Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz und 
Gesellschaftsvertrag zugewiesenen Rechte 
und Pflichten. Zu seinen Aufgaben gehören ins-
besondere: 

a) Beratung und Überwachung der Ge-
schäftsführung, 

b) Bestellung und Widerruf der Bestellung 
der Geschäftsführerinnen/Geschäftsfüh-
rer sowie Abschluss, Änderung, Aufhe-
bung oder Kündigung der Anstellungsver-
träge der Geschäftsführerinnen/Ge-
schäftsführer, 
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b) Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
gegen die Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung, 

c) Beschlussempfehlungen in allen Angele-
genheiten der Gesellschafterversamm-
lung. 

c) gerichtliche und außergerichtliche Vertre-
tung der Gesellschaft gegenüber den Ge-
schäftsführerinnen/Geschäftsführern, 

d) Einberufung einer Gesellschafterver-
sammlung, wenn das Wohl der Gesell-
schaft es erfordert, 

e) Teilnahme an Gesellschafterversammlun-
gen, 

f) Prüfung des Jahresabschlusses, des La-
geberichts und des Vorschlags für die Er-
gebnisverwendung sowie Abgabe eines 
schriftlichen Berichts über das Ergebnis 
der Prüfung an die Gesellschafterver-
sammlung, 

h) Beschlussempfehlungen in allen Angele-
genheiten der Gesellschafterversamm-
lung, 

i) Bestimmung von Maßnahmen der Ge-
schäftsführung, die nur mit seiner Zustim-
mung vorgenommen werden dürfen. […] 

1) […] Hinsichtlich der Berichtspflichten der Ge-
schäftsführung finden die Vorschriften des § 90 
AktG entsprechend Anwendung. 

1) […] Hinsichtlich der Berichtspflichten der Ge-
schäftsführung finden die Vorschriften des § 90 
Abs. 3, 4 und 5 S. 1 und 2 AktG entsprechende 
Anwendung. 

3) Die Geschäftsführung darf die nachfolgend be-
stimmten Handlungen und Geschäfte nur nach 
vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates vor-
nehmen, soweit Geschäfte bzw. Handlungen 
nach lit. a) bis f) nicht bereits im Wirtschaftsplan 
oder in etwaigen Nachträgen zu diesem Plan 
hinsichtlich der notwendigen Sach- und Perso-
nalinvestitionen berücksichtigt sind: 

a) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken, sofern das einzelne 
Grundstücksgeschäft einen Wert von 
250.000,- Euro übersteigt, 

[…] 

h) Investitionen, durch die das im Wirt-
schaftsplan genehmigte Investitionsvolu-
men um mehr als 10 % überschritten wird, 

i) Stimmabgaben in Haupt- und Gesell-
schaftsversammlungen von Tochter- und 
Beteiligungsgesellschaften. 

3) Die Geschäftsführung darf die nachfolgend be-
stimmten Handlungen und Geschäfte nur nach 
vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates vor-
nehmen, soweit Geschäfte bzw. Handlungen 
nach lit. a) bis f) nicht bereits im Wirtschaftsplan 
oder in etwaigen Nachträgen zu diesem Plan 
hinsichtlich der notwendigen Sach- und Perso-
nalinvestitionen berücksichtigt sind: 

a) […] 
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§ 10 
Einberufung, Vorsitz und  

Beschlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung 

§ 10 
Einberufung, Vorsitz und  

Beschlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung 

10) Die Geschäftsführung nimmt an der Gesell-
schafterversammlung teil, sofern die Gesell-
schafterversammlung im Einzelfall nichts ande-
res bestimmt. 

13) Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat 
nehmen an der Gesellschafterversammlung 
teil, sofern die Gesellschafterversammlung im 
Einzelfall nichts anderes bestimmt. 

§ 11 
Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

§ 11 
Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

1) Der Beschlussfassung der Gesellschafterver-
sammlung unterliegen insbesondere: 

[…] 

i) Bestellung und Abberufung der Ge-
schäftsführer, 

j) Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-
rates und der Geschäftsführung sowie 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
gegen die Mitglieder des Aufsichtsrates, 

[…] 

m) Benennung oder Bestellung von Vertre-
tern für den Aufsichtsrat oder entspre-
chende Organe von Tochter- und Betei-
ligungsunternehmen, 

1) Der Beschlussfassung der Gesellschafterver-
sammlung unterliegen insbesondere: 

[…] 

f) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken, sofern das einzelne Grund-
stücksgeschäft einen Wert von 250.000,- 
Euro übersteigt, 

g) Investitionen, durch die das im Wirt-
schaftsplan genehmigte Investitionsvolu-
men um mehr als 10% überschritten wird, 

[…] 

k) Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsra-
tes und der Geschäftsführung sowie Gel-
tendmachung von Ersatzansprüchen ge-
gen die Mitglieder des Aufsichtsrates und 
der Geschäftsführung, 

[…] 

n) Benennung oder Bestellung von Vertrete-
rinnen/Vertretern für Organe von Tochter- 
und Beteiligungsunternehmen, 

[…] 

§ 13 
Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfung 

§ 13 
Jahresabschluss, Lagebericht und Prüfung 

2) Die Geschäftsführung hat den Jahresab-
schluss zusammen mit dem Lagebericht dem 
Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen. […] 

2) Die Geschäftsführung hat den Jahresab-
schluss zusammen mit dem Lagebericht und 
dem Vorschlag für die Ergebnisverwendung 
dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzulegen. […] 

 

*** 




